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I. Änderung des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuch 

Die Gesetzgebungsinitiative zur Änderung des Art. 224 § 2 Abs. 3 und 4 des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch wird – unabhängig vom 
Auftrag des Bundesverfassungsgerichtes – begrüßt. Es soll betroffenen Kindern 
die Möglichkeit eröffnet werden, beide Elternteile auch rechtlich in die Mitver-
antwortung zu nehmen. 

Die Voraussetzungen hierfür gliedern sich in zwei Punkte: 

 

1. Zusammenleben in einer Zeit vor In-Kraft-Treten der Kind-
schaftsrechtsreform, d.h. vor dem 01.07.1998 

Insoweit werden an die vergangenheitsbezogenen Tatbestandsvoraussetzun-
gen wesentlich höhere Anforderungen gestellt als bei Abgabe von Sorgeerklä-
rungen nach § 1626 a BGB. 

Während an die Abgabe der Sorgeerklärungen, wie richtig in der Begründung 
erwähnt, abgesehen von der Erklärung selbst keinerlei Voraussetzungen ge-
stellt werden, ist Voraussetzung für einen Ersetzungsantrag, dass die Eltern 
längere Zeit zusammengelebt und die elterliche Verantwortung für ihr Kind ge-
meinsam getragen haben (Art. 224 § 2 III EGBGB-E.) Insoweit wird verwiesen 
auf die Einzelbegründung (Seite 12 des Entwurfes). 

Aus diesen rückschauenden Tatbestandsvoraussetzungen ergibt sich eine ge-
wisse Vermutung, dass die Eltern, wenn seinerzeit die gesetzlichen Vorausset-
zungen vorhanden gewesen wären, Sorgeerklärungen abgegeben hätten. 

Insoweit ist dem Entwurf zuzustimmen. Die Zulässigkeitsvoraussetzung für ei-
nen derartigen Antrag, nämlich die vorherige Abgabe einer Sorgeerklärung 
durch den Antragsteller erscheint die richtige Lösung, da auf diese Weise an die 
bereits bekannten Zustimmungsersetzungsverfahren angeknüpft wird, also die 
verweigerte Zustimmung der alleinsorgeberechtigten Mutter nach Prüfung durch 
das Familiengericht gegebenenfalls zu ersetzen ist. 

 



- 3 - 

2. Kindeswohlprüfung anhand der Umstände zum Zeitpunkt der 
Entscheidung über den Ersetzungsantrag  

In diesem Punkt liegen die besonderen Schwierigkeiten hinsichtlich des Prü-
fungsmaßstabes. 

Die diesbezüglichen unterschiedlichen Formulierungen der Entscheidung des 
BVerfG vom 29.01.2003 sind auf Seite 13 oben der Begründung präzise wie-
dergegeben.  

Aus diesen unterschiedlichen Formulierungen des Verfassungsgerichtes kann 
nicht auf eine „nicht sorgfältige“ Arbeit geschlossen werden. Hieraus ist viel-
mehr zu entnehmen, dass die Verfassungsrichter dem Gesetzgeber insoweit 
einen weiten Rahmen vorgeben wollten.  

Wenn jedoch – siehe oben – bereits erhebliche vergangenheitsbezogene Tat-
bestandsvoraussetzungen gefordert sind, so erscheint die weitere Tatbestands-
voraussetzung, nach der im Zeitpunkt der Entscheidung „die gemeinsame elter-
liche Sorge dem Kindeswohl dient“ als zu weit gehend.  

Die Überprüfung von kindschaftsrechtlichen Entscheidungen oder Vereinbarun-
gen der Eltern erfolgt nach § 1696 BGB. Anordnungen sind nach dieser Rege-
lung zu ändern, wenn dies aus triftigen, das Wohl des Kindes nachhaltig berüh-
renden Gründen angezeigt ist.  

 

3. Eigener Vorschlag 

Die Formulierung des letzten Halbsatzes von Art. 224 § 2 Abs. 3 Satz 1 
EGBGB-E sollte daher wie folgt lauten: 

„es sei denn, dass triftige, das Wohl des Kindes nachhaltig berührende 
Gründe entgegenstehen.“ 

 

II. Statistische Erhebungen 

Soweit mit dem Entwurf die Einführung von statistischen Erhebungen über Sor-
geerklärungen verbunden wird, dürfte dies dem Auftrag des Bundesverfas-
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sungsgerichts aus seinen Beschlüssen vom 29. Januar 2003 noch nicht ausrei-
chend entsprechen. Allein die statistische Erfassung gibt keinen Aufschluss zu 
der Frage, "ob es trotz der geschaffenen Möglichkeiten der gemeinsamen Sor-
getragung von Eltern eines nichtehelichen Kindes dauerhaft eine beachtliche 
Zahl von Fällen gibt, in denen es bei Zusammenleben der Eltern mit dem Kind 
nicht zu einer gemeinsamen Sorge kommt, und welche Gründe hierfür maßgeb-
lich sind". 

Es sind daher Untersuchungen angezeigt, die eine mögliche Verweigerungshal-
tung der alleinsorgeberechtigten Mütter hinsichtlich der Sorgeerklärung erfor-
schen und gegebenenfalls feststellen, ob es eine große Anzahl derartiger Fälle 
gibt und auf welchen Gründen diese Haltung - trotz Zusammenlebens der Eltern 
mit dem Kind - beruht. 

 

III. Redaktioneller Hinweis 

Soweit der Entwurf in seinem Titel die Bezeichnung " (...) nicht verheirateter 
Eltern" trägt, dürfte es sich um ein redaktionelles Versehen handeln, das zu be-
richtigen ist. Die Eltern dürfen nämlich verheiratet sein, sie sind jedoch nicht 
miteinander verheiratet. Davon geht auch der Text des Gesetzentwurfs selbst 
richtiger Weise aus. 

 

* * * 


